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Der Bürger hat gesprochen - jetzt haben 
die Parteien das Wort 
Innenpolitische Atempause nach den Landtagswahlen 1974 
Für uns alle, für die Kandidaten der 
Parteien, für die Funktionäre und 
Mitarbeiter der an der Wahl betei­
ligten, politischen Gruppen und vor 
allem auch für den Wähler waren 
die vergangenen Wochen anstren­
gend. Anstrengend waren sie auch 
für den Zeitungsleser, der seit drei 
Monaten fast ausschliesslich mit 
innenpolitischen Leitartikeln und 
Kommentaren überhäuft wurde. 
Viele Leser, auch politisch interes­
sierte, fühlten sich gegen Schluss 
des Wahlkampfes übersättigt und 
machten auch keinen Hehl daraus, 
dass sie dem Wahltag schon aus 
diesem Grunde gerne entgegense­
hen. Anstrengend waren die letzten 
Wochen auch für uns alle, die wir 
im Lande über das Wahlkampfge­
schehen berichten mussten, ob im 
«Volksblatt», im «Vaterland» oder 
im «Wochenspiegel». 

Parteien haben nun das Wort 
Der liechtensteinische Wähler hat  
seine demokratischen Rechte und 
Pflichten mit beispielhafter Diszi­
plin wahrgenommen. Eine Stimmbe­
teiligung von  mehr als 95 Prozent 
spricht für sich selbst. Das sind 
«Traumergebnisse», wie man sie 
sich in allen Demokratien yünscht.  
Das Wahlergebnis selbst war  zwar 
knapp aber für unsere liechtenstei­
nischen Verhältnisse doch auch 
wieder sehr klar. 

Der Bürger hat  entschieden. Nun 
haben die an den Wahlen beteilig­
ten Parteien das Wort. Zunächst 
wird es in allen Gruppierungen 
darum gehen, dass man die vorlie­
genden Wahlresultate verarbeitet, 
die Konsequenzen daraus zieht und 
das weitere Vorgehen festlegt. Sind 
sich die Parteien über die nächsteii 
Schritte im klaren, die sie unter­

nehmen werden, so wird es dann 
wohl auch die üblichen und not­
wendigen Kontakte über die Partei­
grenzen hinaus, zum politischen 
Partner im anderen Lager geben. 
# Es soll und kann jetzt nicht un­
sere Sache sein, diesen Entschei­
dungen, die zunächst innerhalb der 
Parteien besprochen werden, ehe e s  
zu grundsätzlichen Beschlüssen 
kommt, vorzugreifen. 

Wir werden uns in unserer Be­
richterstattung über die Wahlen 
deshalb vorderhand darauf be­
schränken, ausländische Presse­
stimmen zur Illustration des Ge­
schehens und zur Information zu zi­
tieren. Im übrigen werden wir in 
unserer Berichterstattung eine poli­
tische Atempause einlegen, die von 
unseren Lesern sicherlich begrüsst 
wird. 

Wir  möchten uns bei dieser Gele­

genheit noch einmal für das Inter­
esse bedanken, das dem «Volks­
blatt» und unserer Berichterstat­
tung während dem Wahlkampf ent­
gegengebracht wurde. Danken 
wollen wir vor allem auch für die 
zahlreichen Stimmen, die uns im­
mer wieder zur Einhaltung der Fair-
ness und des Anstandes ermunter­
ten. Wir  hoffen, dass wir unsere 
Probe auch vor den Augen der kri­
tischen Leser bestanden haben und 
fühlen uns verpflichtet, den «neuen 
Ton in der liechtensteinischen Poli­
tik» (so eine Leserzuschrift) auch in 
Zukunft beizubehalten. 

Bitte haben Sie Verständnis da­
für, wenn die Volksblatt-Ausgaben 
der nächsten zwei oder drei Wo­
chen dann und wann etwas dünner 
ausfallen oder nicht immer so ak­
tuell sind, wie Sie es gewohnt wa­
ren. Ehe die grundsätzlichen Ent-

Die Wende kam TOi Mitternacht 
Fressestimmen aus der Nachbarschaft äu deft Landtagswahlen vöm Sonntag 
Neue Zürcher Zeitung -
5. Februar 1974 
Die neue Mehrheit in Liechtenstein 
Nicht nur der  beispiellos intensive 
und heftige Wahlkampf, sondern 
auch noch die Auszählung der 
Stimmen für die Wahl des Liechten­
steiner Landtages war  reich an 
Spannung und Ueberraschung. Man 
wusste es, und e s  war  auch an  die­
ser Stelle vorausgesagt worden, 
dass es am 1. und 3. Februar im Für­
stentum um die 15 Parlamentssitze 
ein «Kopf-an-Kopf-Rennen» zwi­
schen den beiden dominierenden 
Parteien mit völlig ungewissem 
Ausgang absetzen werde. Vor vier 
Jahren hatten die «Roten» (Vater­
ländische Union, VU) eine hauch­
dünne Stimmenmehrheit erringen 
und damit die «Schwarzen» (Fort­
schrittliche Bürgerpartei, FBP) mit 
8 :7  Parlamentssitzen in die Min­
derheit versetzen können — wäh­
rend langer Jahre zuvor hatte die 
Union in der Opposition verharren 
müssen. 

In der abgelaufenen Amtsdauer 
ist zwar die Einführung des Frauen­
stimmrechts verworfen, wohl aber 
durch eine Wahlgesetzrevision das 
bisherige Listenstimmensystem 
durch den Kandidatenproporz er­
setzt worden. Gerade diese Neue­
rung scheint nun  in der Nacht vom 
Sonntag auf den Montag bei der Er­
mittlung der Ergebnisse zu Konfu­
sionen geführt zu haben: zuerst war 
inoffiziell ein ganz knapper neuerli­
cher Sieg der VU gemeldet worden, 
doch im Laufe der Nacht soll man 
in Balzers gemerkt haben, dass auf 

den veränderten VU-Listen die Pa-
naschierstimmen nicht gezählt wor­
den  waren, so dass schliesslich die 
FBP im Wahlkreis Oberland das 
entscheidende Plusmandat errang 
und im ganzen Fürstentum mit 8 : 7  
obenausschwang. 

Höchst bemerkenswert ist die 
Wahlbeteiligung: sie überstieg 95 
Prozent! In der Schweiz darf man 
auch bei Nationalratswahlen be­
kanntlich nicht im Traum mehr an 
eine derart intensive Beteiligung 
der Stimmberechtigten denken. 
Nach den letzten offiziellen Zahlen 
ha t  die FBP 17 332 Stimmen er­
reicht, die VU deren 16 356. Die 
weitgehend bedeutungslose «dritte 
Partei», die Christlichsoziale (CSP), 
blieb mit 2.86 Prozent weit unter 
der  Sperrgrenze von 8 Prozent. Die 
Ziele der beiden massgebenden 
Parteien unterscheiden sich nach 
aussen übrigens nicht sehr stark: 
sowohl die FBP wie die VU un­
terstützen die Prärogativen des 
Landesfürsten — die Institution des 
Fürstentums ist in keiner Weise 
und von keiner Seite je  bestritten 
worden —, beide sind katholisch, 
beide befürworten die engen Bin­
dungen zur Schweiz. Die Unter­
schiede manifestieren sich meist 
nur  in der Innen- und Lo.kalpolitik 
des Fürstentums und seiner elf Ge­
meinden; bei der Zugehörigkeit zur 
einen oder anderen Partei spielt 
auch die Familientradition eine ge­
wisse Rolle. 

Beträchtlich werden aber die per­
sonellen Aenderungen sein: an die 
Stelle von Dr. Alfred Hilbe, der in 
den letzten vier Jahren das Regie­
rungsschiff a n  der  Spitze der fünf­
köpfigen Koalitionsexekutive klug 
und mit Engagement geleitet hat, 
wird nun de r  bisherige Vizechef Dr. 
Walter  Kieber treten, eine Persön­
lichkeit, die alle Gewähr für eine si­
chere Leitung der  Regierung bie­
tet. Der Präsident des Landtages, 
der  Rechtsanwalt Dr. Karlheinz Rit­
ter, der das Parlament nach allge­
meinem Urteil überlegen und bril­
lant geleitet hat, dürfte nun abge­
löst werden durch einen ebenso be-. 

währten und angesehen Politiker, 
den früheren Regierungschef Dr. 
Gerard Batliner. Weitere Aende­
rungen a n  führenden politischen 
Posten des Fürstentums werden 
kaum ausbleiben. Die Aussenpolitik 
aber und das gute und freundschaft­
liche Verhältnis zur Schweiz dürf­
ten auch unter dem neuen Regime 
der «Schwarzen» keine wesentliche 
Aenderung erfahren. 

St. Galler Tagblatt - 5. Februar 1974 
Wende um Mitternacht 
Stimmkapazität von neun wahlbe­
rechtigten Bürgern sorgte in der 
Nacht zum Montag für eine Sensa­
tion bei den Parlamentswahlen im 
Fürstentum Liechtenstein. Bei der 
Gemeinde Balzers fehlten bei der 
offiziellen Ueberprüfung 64 Stim­
men im Wahlkreis Oberland, wo bis 
etwa Mitternacht nach der vorläufi­
gen Rechnung die Vaterländische 
Union mit 12 756 zu 12 755 Stimmen 
hauchdünn mit nur einer Stimme im 
Vorteil schien. 

Die Vaterländische Union, die in 
Balzers das Uebergewicht hatte, 
rechnete sich aus,  dem Trend und 
dem vorläufigen Ergebnis aus, dass 
der Vorsprung gegenüber der Kon­
kurrenz noch deutlicher ausfallen 
müsste. Der Optimismus war jedoch 
gedämpft, denn bei der alles ent-r 
scheidenden Prüfung bei der offi­
ziellen Kommission konnte ein ein­
zig ungültiger Stimmzettel entschei­
dend für den Ausgang der Wahl  
sein. Bei der Bürgerpartei w a r  die 
Enttäuschung deutlich, man gab 
sich noch nicht, aber man fürchtete 
sich geschlagen. Nach Mitternacht, 
als das Endergebnis für die Gemein­
de Balzers offiziell verkündet 
wurde, brachen die Bürgerlichen in 
Freudentänze aus: Die fehlenden 64 
Stimmen waren Reststimmen zwar 
von «roten Bürgern», aber solche, 
die von den neun möglichen Kandi­
daten teilweise an die «Schwarzen» 
vergeben wurden. 

Dr. Walter Kieber 
neuer Regierungschef 
Der neue Regierungschef im Für­

stentum Liechtenstein heisst somit 
Dr. Walter  Kieber und damit dürfte 
sich im Fürstentum innerhalb der 
Grenzen einiges ändern. Beide Par­
teien bekennen sich zwar zur 
Monarchie und zur Demokratie, 
grosse ideologische Gegensätze 
gibt es nicht. Die Fortschrittliche 
Bürgerpartei ist aber im Wahl­
kampf in einem regelrechten Pro­
gramm mit grossen Versprechun­
gen vor  die Oeffentlichkeit getre­
ten, das beispielsweise u. a. jedem 
Liechtensteiner sein eigenes Haus, 
ein liechtensteinisches Rheinkraft­
werk zur Sicherung der Energiever­
sorgung und ein liechtensteinisches 
Rundfunk- und Fernsehprogramm 
zusicherte. 

Die Vaterländische Union ist nun 
in zwei Lager gespaltet: Das eine 
fordert eine starke harte Opposition 
für die nächsten vier  Jahre, die an­
deren meinen, dass man Koalitions-
gespräche führen und eine Beteili­
gung an  den Regierungsgeschäften 
suchen sollte. Die Entscheidung in­
nerhalb der geschlagenen eigenen 
Reihen wird vermutlich nicht so­
fort, sondern erst dann fallen, wenn 
der Katzenjammer über die überaus 
knappe Wahlniederlage verflogen 
ist. Der Wahlkampf, der äusserst 
hart geführt worden war, brachte 
auch den früheren Regierungschef 
Gerard Batliner, zurück ins Parla­
ment. Er hatte sich 1970, nach der 
Niederlage vorübergehend aus der 
Politik zurückgezogen. 
Neue Vorarlberger Tageszeitung -
Bregenz, 5. Februar 1974 
Liechtensteiner Wahlen 
entschieden: -
Der vorsichtige Optimismus, den 
die Vaterländische Union (VU) 
nach dem vorläufigen Ergebnis der 
Landtagswahlen in Liechtenstein 
am Wochenende an den Tag legte, 
wurde durch die Nachzählung der 
abgegebenen Stimmen bereits in 
der Nacht  auf Montag zerschlagen. 
Wie es sich herausstellte, waren in 
Balzers 64 Zusatzstimmen, die der 
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Scheidungen über das weitere Vor­
gehen der beiden Parteien gefallen 
sind, werden wir uns auf die Ver­
öffentlichungen der offiziellen Mit­
teilungen beschränken. Selbstver­
ständlich heisst das nicht, dass wir 
das innenpolitische Geschehen 
deswegen bis zur Regierungsneu­
bildung ignorieren. Falls sich Dinge 
ereignen, zu denen unsere Stellung­
nahme erwartet wird, werden wir 
schon vorher wieder dabei sein. 

Die aktuelle 
Frage 
Kann man als Mehrheit in die 
Minderheit? 
Am vergangenen Wahlsonntag s a h  
e s  vorübergehend s o  aus, als würde 
die FBP trotz einem Vorsprung von 
912 Stimmen (Kandidatenstimmen 
und Zusatzstimmen) in der Minder­
heit bleiben. Der Stimmenvorsprung 
wurde nämlich im Wahlkreis Un­
terland erzielt. Im Oberland lag (vor 
der endgültigen Auszählung von 
Balzers) die VU bekanntlich mit 
einer Kandidatenstimme vorne. 
Hätte die FBP, wenn e s  bei diesem 
Ergebnis geblieben wäre, trotz ihrem 
Stimmenvorsprung in der Minderheit 
bleiben müssen? Diese Frage stell­
ten sich verschiedene Bürger, dönen 
e s  iaus begreiflichen Gründen nicht 
recht einleuchten wollte, dass  eine 
Partei, die im gesamten Landesge­
biet mehr Stimmen auf sich vereinigt 
als die andere, doch weniger Land­
tagsmandate erzielen sollte. — Die 
Antwort ist einfach, s ie  lautet Ja. 
Hätte sich im Wahlkreis Oberland 
die Situation nicht doch noch zu 
Gunsten der FBP gewandelt, s o  
wäre sie trotz ihres Vorsprungs im 
Unterland Minderheit geblieben. Die 
FBP hätte dieses  Resultat akzeptie-
ren müssen und — das wissen wir 
von ersten Reaktionen am Sonn­
tagnachmittag — sie hätten e s  auch 
hingenommen. Im Rahmen einer 
Wahlgesetzesnovelle Ende der fünf­
ziger Jahre gab e s  einen Passus im 
Wahlgesetz, der besagte, dass in je­
dem Fall jene Partei am meisten 
Parlamentsmandate erhalten müsse,  
welche im gesamten Landesgebiet 
am meisten Stimmen hinter sich 
habe. Der Staatsgerichishof ent­
schied später, dass  dieser Artikel 
wegen Verfassungswidrigkeit wieder 
zu streichen und beide Wahlkreise 
als selbständig zu betrachten seien. 
Aendern könnte man diese schein­
bare Schwäche , unseres Wahlsy­
stems nur damit-, dass  das ganze 
Land zu einem einzigen Wahlkreis 
erklärt würde. Dies könnte (aufgrund 
des  Proporzsystems) aber wiederum 
zur Folge haben, dass das  Unterland 
im Parlament bestenfalls noch mit 
zwei Abgeordneten vertreten wäre, 
weil das Gros der Wähler im Ober­
land wohnt. Insofern stellt die Auf­
teilung des  Landesgebietes in zwei 
gesonderte, historisch gewachsene 
Wahlkreise einen Schutz für den 
kleineren Wahlkreis dar, auf den die 
Unterländer wohl kaum verzichten 
wollen; auch dann nicht, wenn ihre 
«überzähligen» Stimmen auf den 
endgültigen Wahlausgang keinen 
definitiven Einfluss mehr haben. 

Für moderne Btiroorganisation 

BUCHS ctty 
Telefon (085) 6 33 10 


